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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie 
und Technikfolgenabschätzung 
(19. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 
- Drucksache 13/3698- 


Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der beruflichen Aufstiegsfortbildung 
(Austiegsfortbildungsförderungsgesetz - AFBG) 


A. Problem 

Mit dem Gesetzentwurf verfolgen die Koalitionsfraktionen im 
wesentlichen die folgenden beiden Ziele: 

Für die Koalitionsfraktionen sind die schulische, berufliche und 
akademische Bildung gleichwertig. Um dem einzelnen auch in 
der beruflichen Bildung die volle Entfaltung seiner Neigungen, 
Begabungen und Fähigkeiten zu ermöglichen, halten sie daher 
einen Ausbau und eine Verbesserung der Förderung der beruf- 
lichen Aufstiegsfortbildung für erforderlich. Zum anderen ist eine 
solche Förderung ebenso zur Sicherung des Zukunftsstandortes 
Deutschland notwendig. Eine Vielzahl selbständiger beruflicher 
Existenzen ist Voraussetzung für die Sicherung und den Ausbau 
der Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. Mittelständische Unter- 
nehmen tragen maßgeblich zur Schaffung neuer Ausbildungs- 
und Arbeitsplätze bei. Der in vielen Bereichen anstehende Gene- 
rationenwechsel, aber auch die Entwicklung neuer Produkte und 
Verfahren in Fertigung und Dienstleistung erfordern eine hohe 
Anzahl qualifizierter, innovativer sowie leistungs- und risikoberei- 
ter Nachwuchskräfte. 

Nach dem Wegfall der Förderung nach dem AFG fehlt ein geeig- 
netes Förderungsinstrument, durch das die Heranbildung künf- 
tiger Meister, Techniker und mittlerer Führungskräfte stärker un- 
terstützt werden kann. Der Bundeskanzler hat in seiner Regie- 
rungserklärung vom 23. November 1994 eine Reform der indivi- 
duellen Ausbildungsförderung unter Einbeziehung der berufli- 
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chen Aufstiegsfortbildung angekündigt. Eine erste Konzeption 
für eine solche Förderung hat die Bundesregierung in ihrem Be- 
richt über die Mögüchkeiten einer Erhöhung der Bedarfssätze 
nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) im Jahre 
1995 sowie über Änderungsbedarf im Recht der Ausbildungsför- 
derung unter Einbeziehung der beruflichen Aufstiegsfortbildung 
(Drucksache 13/735) dargelegt. 


B. Lösung 

Mit dem Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz wird für Fach- 
kräfte, die sich zum Meister, Techniker oder auf einen anderen 
Fortbildungsabschluß vorbereiten, der ihnen den Eintritt in die 
mittlere Führungsebene der Betriebe ermöglicht, ein gesetzlich 
verankerter Anspruch auf staatliche Unterstützung eingeführt. 
Gefördert werden sollen Bildungsmaßnahmen, die auf eine her- 
ausgehobene Berufstätigkeit vorbereiten, beispielsweise als selb- 
ständiger Handwerksmeister oder mittlere Führungskraft. Der an- 
gestrebte Abschluß muß über dem Niveau einer Facharbeiter-, 
Gesellen-, Gehilfenprüfung oder eines Berufsfachschulabschlus- 
ses hegen und eine derart abgeschlossene Berufsausbildung vor- 
aussetzen. Der angestrebte Abschluß muß durch eine öffentlich- 
rechtliche Prüfung erzielt werden. In Voüzeitform darf die Fort- 
bildungsmaßnahme nicht länger als zwei Jahre dauern. Die Fort- 
bildungsmaßnahme muß - auch in Teilzeitform - mindestens 
400 Unterrichtsstunden umfassen. 

Einbezogen in die Förderung werden damit im Bereich der ge- 
werblichen Wirtschaft und der freien Berufe, der Hauswirtschaft 
und der Landwirtschaft Bildungsmaßnahmen, die gezielt auf ent- 
sprechende anerkannte Prüfungen nach der Handwerksordnung, 
dem Berufsbildungsgesetz oder dem Recht des Bundes oder der 
Länder vorbereiten. Dies gilt ebenso für zahlreiche landesrecht- 
lich geregelte Fortbildungen für Berufe im Gesundheitswesen 
sowie für sozialpflegerische und sozialpädagogische Berufe. 

Die Teilnehmer an Vollzeitmaßnahmen erhalten einkommens- 
und vermögensabhängige monatliche Leistungen bis zu einer Hö- 
he von 1 045 DM. Ein Teil dieses Betrages wird als Zuschuß gelei- 
stet, ein Teil wird über ein zinsgünstiges Bankdarlehen finanziert. 
Das Bankdarlehen erhöht sich für Verheiratete um 420 DM und 
für jedes Kind um 250 DM. 

Darüber hinaus ist - auch bei Teilzeitmaßnahmen - ein zinsgünsti- 
ges Bankdarlehen zur Finanzierung der Lehrgangs- und Prü- 
fungsgebühren und ein Zuschuß zu den notwendigen Kinderbe- 
treuungskosten vorgesehen. 

Die Deutsche Ausgleichsbank wird gesetzlich verpflichtet, mit 
den Teilnehmern an Maßnahmen der beruflichen Aufstiegsfortbil- 
dung Darlehensverträge bis zu der im Förderungsbescheid ge- 
nannten Höhe zu schließen. 

Während der Fortbildung und einer anschließenden Karenzzeit 
von zwei Jahren ist das Darlehen zins- und tilgungsfrei, die Dar- 
lehenszinsen werden in dieser Zeit vom Staat übernommen. Dar- 
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über hinaus trägt der Staat im Gegenzug zu dem Kontrahierungs- 
zwang der Deutschen Ausgleichsbank für weitere vier Jahre be- 
stimmte Ausfallrisiken. 

Für Existenzgründer, die am Ende des Gründungsjahres min- 
destens zwei Personen für einen Zeitraum von wenigstens vier 
Monaten beschäftigen, ist ein Erlaß der Hälfte des auf die Lehr- 
gangs- und Prüfungsgebühren entfallenden Bankdarlehens vor- 
gesehen. 

Die Förderung zum Lebensunterhalt ist abhängig vom Ein- 
kommen und Vermögen des Teilnehmers und seines Ehegatten; 
Einkommen und Vermögen der Eltern bleiben außer Betracht. 

Der Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie 
und Technikfolgenabschätzung plädiert in Kenntnis der Beschluß- 
empfehlung des Ausschusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes 
(Vermittlungsausschuß) vom 5. Februar 1996 zu dem Gesetz zur 
Förderung der beruflichen Aufstiegsfortbildung (Aufstiegsfortbil- 
dungsförderungsgesetz - AFBG) - Drucksachen 13/2490, 13/3023, 
13/3225, 13/3363 - (Drucksache 13/3662) für die Annahme des 
Gesetzentwurfs in Drucksache 13/3698 in der durch Beschluß- 
empfehlung geänderten Fassung. 

Mehrheitsentscheidung 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Der Finanzaufwand für die Leistungen nach dem Aufstiegsfortbil- 
dungsförderungsgesetz wurde auf der Grundlage von rd. 90 000 
förderungsfähigen Teilnehmern an Aufstiegsfortbildungsmaßnah- 
men in folgender Höhe angesetzt: 


Haushaltsjahr 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

Kosten 

- Mio. DM - 

Gesamtkosten . . . 

169 

247 

311 

448 

455 

davon Bund 

127 

185 


337 

342 

davon Länder . . . 

42 

62 

77 

111 

113 


Das Verhältnis der Anteile von Bund und Ländern an den Ge- 
samtkosten bezieht sich auf die Vorgaben in Drucksache 13/3698. 
Dieses Verhältnis ändert sich gemäß der vorhegenden Beschluß- 
empfehlung zu § 28 Abs. 1 AFBG. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesonde- 
re auf das Verbraucherpreisniveau, sind durch das Gesetz nicht 
zu erwarten, da die Förderleistungen zu keiner signifikanten Ver- 
änderung der Nachfrage führen dürften. 


3 
























Drucksache 13/3914 


Deutscher Bundestag- 13. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf - Drucksache 13/3698 - mit folgender Maß- 
gabe und im übrigen unverändert anzunehmen: 

In § 3 Satz 3 AFBG werden die Worte „dem 1. Januar 1996" durch 
die Worte „der Verkündigung dieses Gesetzes" ersetzt. 

In § 17 Satz 1 AFBG werden nach dem Wort „entsprechend" die 
Worte „daß an die Stelle des Amtes für Ausbüdungsförderung die 
für dieses Gesetz zuständige Behörde tritt und" eingefügt. 

§ 28 Abs. 1 AFBG wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Ausgaben nach diesem Gesetz, einschließlich der 
Erstattung an die Deutsche Ausgleichsbank nach § 14 Abs. 2, 
werden vom Bund zu 78 vom Hundert und von den Ländern 
zu 22 vom Hundert getragen. " 

In § 28 Abs. 2 AFBG wird die Zahl „24,9" durch die Zahl „22" er- 
setzt. 


Bonn, den 28. Februar 1996 


Der Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie und Technikfolgenabschätzung 


Edelgard Bulmahn Werner Lensing Franz Thönnes 

Vorsitzende Berichterstatter Berichterstatter 


Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn) 

Berichterstatterm 


Dr. Karlheinz Guttmacher 

Berichterstatter 


Dr. Ludwig Elm 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Werner Lensing, Franz Thönnes, 

Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn), Dr. Karlheinz Guttmacher und Dr. Ludwig Elm 


1. Beratungsverfahren - Erste Lesung 

Der Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. - Drucksache 13/3698 - wurde dem Deut- 
schen Bundestag am 6. Februar 1996 zugeleitet. In 
der 87. Sitzung des Deutschen Bundestages am 9. Fe- 
bruar 1996 wurde die Vorlage in erster Lesung bera- 
ten und an den Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, 
Forschung, Technologie und Technikfolgenabschät- 
zung zur federführenden, an den Rechtsausschuß, 
den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, den 
Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
sowie an den Haushaltsausschuß zur mitberatenden 
Behandlung überwiesen; der Haushaltsausschuß 
wurde auch gemäß § 96 GO-BT beteiligt. 

2. Beratungsverfahren - Mitberatende Ausschüsse 

a) Rechtsausschuß 

Der Rechtsausschuß hat am 28. Februar 1996 einstim- 
mig bei Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der Gruppe der PDS die Annahme des 
Gesetzentwurfs in Drucksache 13/3698 empfohlen. 

b) Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat in 
seiner Sitzung am 28. Februar 1996 auf die Abgabe 
einer Empfehlung zu dem Gesetzentwurf in Druck- 
sache 13/3698 verzichtet. 

c) Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend 

Der Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und Ju- 
gend hat am 28. Februar 1996 mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die 
Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe der PDS die Annahme der Vorlage 
in Drucksache 13/3698 empfohlen. 

d) Ausschuß für Wirtschaft 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Gesetzentwurf 
in Drucksache 13/3698 am 28. Februar 1996 beraten 
und für erledigt erklärt. 

e) Haushaltsausschuß 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
28. Februar 1996 den Gesetzentwurf in Drucksa- 
che 13/3698 beraten und mehrheitlich mit den Stim- 
men der Koalitionsfraktionen und der Fraktion 
der SPD bei Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS dem feder- 
führenden Ausschuß empfohlen, der Vorlage zu- 
zustimmen. 


3. Beratungsverfahren - Federführender Ausschuß 

Der federführende Ausschuß für Bildung, Wissen- 
schaft, Forschung, Technologie und Technikfolge- 
nabschätzung hat den Gesetzentwurf der Koalitions- 
fraktionen - Drucksache 13/3698 - in Kenntnis der 
Stellungnahme der Beschlußempfehlung des Aus- 
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes (Ver- 
mittlungsausschuß) vom 5. Februar 1996 zu dem 
Gesetz zur Förderung der beruflichen Aufstiegs- 
fortbüdung (Aufstiegsfortbildungsförderungsgesetz - 
AFBG) - Drucksachen 13/2490, 13/3023, 13/3070, 
13/3225, 13/3363 - (Drucksache 13/3662) in seiner 
Sitzung am 28. Februar 1996 (27. Sitzung) erstmals 
und zugleich abschließend beraten. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. haben zu 
der zu beratenden Vorlage nachstehenden Ände- 
rungsantrag (Ausschuß-Drucksache 13/270) einge- 
bracht: 

„In dem vorliegenden Text des Gesetzentwurfs sollen 
folgende Änderungen vorgenommen werden: 

Zu § 3 Satz 3 

In § 3 Satz 3 werden die Worte „dem 1. Januar 1996" 
durch die Worte „der Verkündung dieses Gesetzes" 
ersetzt. 

Begründung: 

Anpassung an die am 20. Februar 1996 erfolgte Ver- 
längerung des BF-Darlehensprogramms. 

Zu § 17 Satz 1 

In § 17 Satz 1 werden nach dem Wort „entspre- 
chend" die Worte „daß an die Stelle des Amtes für 
Ausbüdungsförderung die für dieses Gesetz zustän- 
dige Behörde tritt und" eingefügt. 

Begründung: 

Die Änderung dient der Klarstellung, daß die Ver- 
weisung auf das Bundesausbildungsförderungsge- 
setz keine Regelung einer Behördenzuständigkeit 
zum Inhalt hat. 

Zu §28 

§ 28 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Ausgaben nach diesem Gesetz, ein- 
schließlich der Erstattung an die Deutsche Aus- 
gleichsbank nach § 14 Abs. 2, werden vom Bund 
zu 78 vom Hundert und von den Ländern zu 
22 vom Hundert getragen" . 
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b) In Absatz 2 wird die Zahl „24,9" durch die Zahl 
„22" ersetzt. 

Begründung: 

Durch die Änderung wird die Aufteilung der Zweck- 
kosten auf Bund und Länder neu geregelt. Außerdem 
wird klargestellt, daß sich diese Aufteilung nicht auf 
die bei Bund und Ländern entstehenden Verwal- 
tungskosten bezieht. " 

Die Fraktion der SPD hat zu den zu beratenden Vor- 
lagen nachstehenden Änderungsantrag (Ausschuß- 
Drucksache 13/272) eingebracht: 

„Der Ausschuß möge empfehlen: 

I. Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag hält es für vordringlich, 
daß die von der Bundesregierung zerschlagene 
Förderung der beruflichen Aufstiegsfortbildung 
umgehend wiederhergestellt wird. Die gesetzliche 
Verankerung eines Rechtsanspruchs auf indivi- 
duelle Förderung ist aus bildungs- und arbeits- 
marktpolitischen Gründen geboten. 

2. Das Inkrafttreten des ursprünglichen Gesetz- 
entwurfs (siehe Drucksachen 13/2490, 13/3023, 
13/3070, 13/3225, 13/3363) ist daran gescheitert, 
daß die Koalitionsfraktionen die Annahme der Be- 
schlußempfehlung (Drucksache 13/3662) des Aus- 
schusses nach Artikel 77 des Grundgesetzes (Ver- 
mittlungsausschuß) verhindert haben. Hierin war 
eine für Bund und Länder tragfähige und qualita- 
tiv - auch hinsichtlich der Durchführung - ange- 
messene Kompromißlösung erreicht worden. 

3. Der Deutsche Bundestag hält nach wie vor das 
von den Koalitionsfraktionen eingeschlagene Ver- 
fahren mit der Neueinbringung eines Gesetzent- 
wurfs, der einerseits die der Bundesregierung im 
Ausschuß abgerungenen Leistungsverbesserun- 
gen enthält, der andererseits nach den Intentionen 
der Bundesregierung der Zustimmung des Bun- 
desrates letztendlich nicht bedurft hätte, für falsch. 

4. Der Deutsche Bundestag nimmt zur Kenntnis, daß 
die Bundesregierung ihre Verweigerungshaltung 
hat aufgeben müssen. Ein für die Betroffenen - 
Teilnehmer und Teilnehmerinnen wie Anbieter 
von Fortbüdungsmaßnahmen, Handwerk und Mit- 
telstand - nachteiliges, weil langanhaltendes par- 
lamentarisches Verfahren hätte durch ein rechtzei- 
tiges Einlenken der Bundesregierung vermieden 
werden können. 

II. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Das Gesetz läßt weiterhin eine Fülle von qualita- 
tiven Mängeln erkennen, auf die bereits in der öf- 
fentlichen Anhörung des Ausschusses für Bildung, 
Wissenschaft, Forschung, Technologie und Tech- 
nikfolgenabschätzung am 21. November 1995 von 
allen Sachverständigen im weitgehenden Konsens 
hingewiesen worden ist. 

2. Der Deutsche Bundestag hält es auch weiterhin 
für geboten, daß dem Grunde nach die individuel- 
le Ausbildungsförderung für Teilnehmerinnen und 


Teilnehmer an allgemein- und berufsbildenden 
Ausbildungsgängen ohne Belastung der künftigen 
Absolventen und Absolventinnen insbesondere 
durch verzinsliche Darlehen der Deutschen 
Lastenausgleichsbank erfolgen sollte. 

3. Der in diesem Gesetz beschrittene Weg wider- 
spricht dem Charakter von Bildung als „Zukunfts- 
investition" für die Gesellschaft und Wirtschaft 
wie dem „Generationenvertrag" zugunsten der 
jungen Generation in der Ausbildung. Der Deut- 
sche Bundestag weist jeden Versuch zurück, mit 
dem Grundsatz der „Gleichwertigkeit" von allge- 
meiner und beruflicher Bildung nunmehr eine Ver- 
schlechterung in weiteren Förderungsbereichen 
zu begründen. 

III. Weiter wolle der Bundestag beschließen: 

1. Die Bundesregierung wird auf gef ordert, die Län- 
der bei der Durchführung dieses Bundesgesetzes, 
das sie nach Artikel 104 a Abs. 3 des Grundgeset- 
zes im Aufträge des Bundes durchzuführen haben, 
entsprechend zu unterstützen. Probleme bei der 
Durchführung sind - nicht nur in der Anfangs- 
phase - von der Bundesregierung unverzüglich 
und in Kooperation mit den Ländern zu lösen. 

2. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregie- 
rung auf, das Gesetz durch unabhängige Sachver- 
ständige evaluieren zu lassen. Dem Deutschen 
Bundestag ist zwei Jahre nach Inkrafttreten über 
die Ergebnisse dieser Evaluation zu berichten. 
Diesem Bericht sind eine Stellungnahme der 
Bundesregierung und eventuelle Vorschläge zur 
Novellierung des Gesetzes beizufügen." 

Schwerpunkte der Diskussion 

Konsens bestand in der zustimmenden Einschätzung 
der Intention, mit Blick auf eine zu realisierende 
Gleichwertigkeit von beruflicher und allgemeiner 
Bildung erstere durch eine eigene Aufstiegsfortbil- 
dungsförderung entsprechend aufzuwerten. Hierzu 
wurde auf die Beratungen zum ersten Entwurf 
des AFBG (Drucksache 13/3225) verwiesen. Ferner 
wurden die vom Vermittlungsausschuß (Drucksache 
13/3662) vorgeschlagenen Senkungen der Mindest- 
stundenzahl für Maßnahmen in Vollzeit- und Teilzeit- 
form sowie die Bezuschussung der Kosten der Kin- 
derbetreuung von allen Fraktionen begrüßt. Die 
Mehrheit der Abgeordneten sah in dem vorliegenden 
Änderungsantrag der Regierungsfraktionen einen 
tragfähigen Kompromiß, wie er zwischen dem Bun- 
desminister für Bildung, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie und dem Länderbeauftragten, dem 
Ministerpräsidenten von Niedersachsen, im Vorfeld 
der abschließenden Beratungen ausgehandelt wor- 
den sei. Darüber hinaus sprachen sich alle Frak- 
tionen und Ausschußmitglieder dafür aus, daß die 
Bundesregierung nach Ablauf von zwei Jahren einen 
Erfahrungsbericht dem Deutschen Bundestag für sei- 
ne weiteren Beratungen zur Verfügung stelle. 

Kontrovers wurde die Frage nach der für die Durch- 
führung der Aufstiegsfortbildungsförderung zustän- 
digen Behörde diskutiert. Während sich die Fraktio- 
nen der CDU/CSU und F.D.P. dafür aussprachen, 
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dies in die Entscheidungskompetenz der Länder zu 
überantworten, plädierte die Fraktion der SPD für 
die vom Vermittlungsausschuß vorgeschlagene Zu- 
ständigkeit der Arbeitsverwaltung und verwies in 
diesem Zusammenhang noch einmal auf die Stel- 
lungnahmen der Sachverständigen in der öffent- 
lichen Anhörung zum Aufstiegsfortbildungsförde- 
rungsgesetz. 

Strittig wurden die unterschiedlich vorgetragenen 
verfassungsrechtlichen Bedenken gegenüber der in 
der Beschlußempfehlung des Vermittlungsausschus- 
ses vorgeschlagenen Beauftragung der Bundesan- 
stalt für Arbeit mit der Durchführung der Aufstiegs- 
fortbildungsförderung sowie die Frage der Zustim- 
mungsbedürftigkeit des AFBG durch den Bundesrat 
aufgrund der Vorgabe von Verwaltungsvorschriften 
zur Durchführung durch die Länder diskutiert. 

Die Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sprachen sich ferner dagegen aus, die in der Auf- 
stiegsfortbildungsförderung vorgesehene Verzinsung 
des Darlehens als Vorbild für die anstehende No- 
vellierung des Bundesausbildungsförderungsgeset- 
zes (BAföG) zu nehmen. 

Die Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. sprachen 
sich entschieden gegen die in den beiden ersten Tei- 
len des Änderungsantrages der Fraktion der SPD 
(Ausschuß-Drucksache 13-272) vorgebrachte Kritik 
an der Haltung der Koalitionsfraktionen und der 
Bundesregierung zur Gestaltung der Aufstiegsfort- 
bildungsförderung aus. 


Am 28. Februar 1996 (27. Sitzung) hat der Ausschuß 
für Bildung, Wissenschaft, Forschung, Technologie 
und Technikfolgenabschätzung folgende Beschlüsse 
gefaßt: 

Annahme des Antrages der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. (Ausschuß-Drucksache 13-270) 
mit den Stimmen der CDU/CSU und der F.D.P. sowie 
den Stimmen der Mehrheit der Abgeordneten der 
Fraktion der SPD bei Enthaltung der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, einigen Abgeordneten 
der Fraktion der SPD und den Abgeordneten der 
Gruppe der PDS. 

Ablehnung des Antrages der Fraktion der SPD (Aus- 
schuß-Drucksache 13-272) mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. gegen die 
Stimmen der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS. 

Annahme des gemäß der Beschlußempfehlung geän- 
derten Gesetzentwurfes in Drucksache 13/3698 mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P., der Mehrheit der Abgeordneten der Fraktion 
der SPD und einer Stimme von BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Enthaltung einiger Abgeordneten der 
Fraktion der SPD, einer Stimme der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der 
PDS. 

Der Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung bittet 
den Deutschen Bundestag, der Beschlußempfehlung 
des Ausschusses zu folgen. 


Bonn, den 28. Februar 1996 


Werner Lensing 


Franz Thönnes Elisabeth Altmann (Pommelsbrunn) 


Berichterstatter 


Berichterstatter Berichterstatterin 


Dr. Karlheinz Guttmacher 

Berichterstatter 


Dr. Ludwig Elm 

Berichterstatter 
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